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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 17. April 1959 

12 — 35203 — 2741/59 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 


Entwurf eines Gesetzes zur Überleitung von 
Lasten und Deckungsmitteln vom Saarland 
auf den Bund (Fünftes Überleitungsgesetz) 


nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfas- 
sung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 17. April 1959 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zum Gesetzentwurf wie 
aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung genommen. 

Die Bundesregierung stimmt den Änderungsvorschlägen des 
Bundesrates zu. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Überleitung von Lasten und Deckungsmitteln vom Saarland 

auf den Bund 

(Fünftes Überleitungsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


§ 1 

Geltung des Ersten Überleitungsgesetzes 
im Saarland 

Das Erste Gesetz zur Überleitung von Lasten und 
Deckungsmitteln auf den Bund (Erstes Überleitungs- 
gesetz) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
28. April 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 193) tritt im 
Saarland am 1. Januar 1960 mit den nachstehenden 
Änderungen in Kraft: j 

1. § 1 Abs. 1 Ziff. 1, 2 und 7, die §§ 3, 5, 6, 18 bis I 
20 finden im Saarland keine Anwendung. 

2. Der Bund übernimmt die Aufwendungen und j 
Zuschüsse für die in § 1 Abs. 1 Ziff. 3 bis 6a und 

8 bis 11 aufgeführten Sachgebiete mit Wirkung i 
vom 1. Januar 1960 an. 


3. Soweit im Ersten Überleitungsgesetz auf bundes- 
rechtliche Bestimmungen verwiesen wird und 
diese im Saarland noch keine Geltung haben, 
treten an deren Stelle die entsprechenden saar- 
ländischen Bestimmungen. 

4. § 4 Abs. 1 gilt im Saarland in folgender Fassung: 

fr (l) Die beim Ablauf der Übergangszeit nach 
Artikel 3 des Saiarvertrages im Saarland gelten- 
den landes- und bundesrechtlichen Bestimmun- 
gen über die in § 1 Abs. 1 Ziff. 3 bis 6a und j 
8 bis 11 aufgeführten Sachgebiete sind weiter j 
anzuwenden, soweit nicht in diesem Gesetz an- ; 
deres bestimmt ist oder die Bestimmungen durch j 
bundesrechtliche Regelungen für die Zeit nach ; 
dem Ablauf der Übergangszeit aufgehoben oder i 
geändert werden." 


5. § 17 gilt im Saarland in folgender Fassung: 


„§ 17 

Zuschüsse zu den Lasten der Sozialversiche- 
rung (§ 1 Abs. 1 Ziff. 11) sind die auf Grund der 
folgenden Bestimmungen zu leistenden Aus- 
gaben: 


7. 


1. Zuschüsse an die hüttenknappschaftliche 
Pensionsversicherung im Saarland nach 
§ 23 des saarländischen Zweiten Gesetzes 
über die Neuordnung der hüttenknapp- j 
schaftlichen Pensionssicherung im Saarland 
vom 7. November 1952 (Amtsblatt des Saar- 
landes S. 1046); ! 


2. Gemeinschaftshilfe des früheren Reichs- 
stocks für Arbeitseinsatz an die knapp- 
schaftliche Krankenversicherung (§ 15 des So- 
zialversicherungs-Anpassungsgesetzes vom 
17. Juni 1949 — WiGBl. S. 99 — und § 5 
Abs. 3 des Knappschaftsversicherungs-An- 
passungsgesetzes vom 30. Juli 1949 — 
WiGBl. S. 202) nach § . . . des saarländi- 
schen Gesetzes über die Gewährung eines 
Zuschusses zur knappschaftlichen Kranken- 
versicherung der Arbeiter aus Mitteln des 

Saarlandes vom (Amtsblatt 

des Saarlandes S. . . .); 

3. Erstattung der Mehrausgaben der Träger 
der Krankenversicherung im Saarland nach 
§§ 11, 13 und 14 des Mutterschutzgesetzes 
vom 24. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 69) in der Fassung des § 1 Ziff. 10 des 
saarländischen Ersten Sammelgesetzes zur 
Einführung von Bundesrecht im Saarland 
vom 17. Juli 1958 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 1171); 

4. Erstattung der Leistungen der saarländi- 
schen Versicherungsträger nach § 15 des 
saarländischen Gesetzes über eine beson- 
dere Fürsorge für Versicherte im Zusam- 
menhang mit einer versicherungspflichtigen 
Beschäftigung außerhalb des Saarlandes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
29. Juli 1953 (Amtsblatt des Saarlandes 

S. 520); 

5. Kosten der Unfallversicherung für ehe- 
malige Reichsbetriebe und für Betriebe der 
ehemaligen britischen Zone (Sozialversiche- 
rungsanordnung Nr. 9 vom 9. Juni 1947 — 
Arbeitsblatt für die britische Zone S. 233)." 

§ 21 Abs. 1 Satz 1 gilt im Saarland in folgender 
Fassung: 

„Ausgaben für die in § 1 Abs. 1 Ziff. 8 bis 10 
aufgeführten Sachgebiete sind für Rechnung des 
Bundes zu leisten." 

§ 21a gilt im Saarland in folgender Fassung: 

„§ 21a 

(1) Die Aufwendungen für die in § 1 Abs. 1 
Ziff. 3 bis 6 aufgeführten Sachgebiete werden 
vom Bund durch Leistung von Pauschbeträgen 
an das Saarland abgegolten. Dies gilt nicht für 
die in § 1 Abs. 1 Ziff. 3 zweiter Halbsatz bezeich- 
neten Fürsorgekosten und für die Aufwendun- 
gen, die außerhalb des Geltungsbereichs des 
Gesetzes entstehen. 
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(2) Der dem Saarland nach Absatz 1 zuste- 
hende Pauschbetrag wird nach einem Grundbe- 
trag errechnet. Der Grundbetrag des Saarlandes 
ist die Summe der in den Monaten Januar bis 
Dezember 1958 (Bezugszeitraum) in seinem Ge- 
biet entstandenen, nach dem beim Inkrafttreten 
des Gesetzes geltenden amtlichen Kurs in Deut- 
sche Mark umgerechneten Aufwendungen (Ab- 
satz 1). Hierbei werden die Aufwendungen für 
die in § 10 Ziff. 1, 2, 3 Buchstaben a und c be- 
zeichneten Sachgebiete mit 110 vom Hundert an- 
gesetzt? zu den Aufwendungen in diesem Sinne 
gehören auch die Aufwendungen für die in § 7 
Abs. 2 Ziff. 3 genannten Personen. Falls die 
Fürsorgerichtsätze im Saarland infolge der Fran- 
kenabwertung vom 29. Dezember 1958 erhöht 
werden, ist der Grundbetrag entsprechend der 
daraus zu erwartenden Mehrbelastung zu er- 
höhen. 

(3) Maßgebend für die Errechnung des Grund- 
betrages sind 

1. die nach den Vorschriften dieses Ge- 
setzes für den Bezugszeitraum verrech- 
neten und von der zuständigen ober- 
sten Landesbehörde als sachlich richtig 
bestätigten Aufwendungen und 

2. die in dem Bezugszeitraum von den 
Trägern der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung nach dem Erlaß des Reichs- 
arbeitsministers vom 3. Juni 1944 (Amt- 
liche Nachrichten des Reichsversiche- 
rungsamtes 1944 S. 150) geleisteten 
Aufwendungen der Tuberkulosehilfe 
für die in § 7 Abs. 2 genannten Per- 
sonen, soweit diese Aufwendungen auf 
die Landesfürsorgeverbände überge- 
gangen sind. 

Der Bundesrechnungshof prüft die Errechnung 
des Grundbetrageis auf Grund der Unterlagen 
des Saarlandes. 

(4) Der Pauschbetrag beträgt in vom Hundert 
des Grundbetrages in der Zeit vom 1. Januar bis 


zum 31. März 1960 25 

im Rechnungsjahr 1960: 100 

im Rechnungsjahr 1961: 95 

im Rechnungsjahr 1962: 85 

im Rechnungsjahr 1963: 75 

im Rechnungsjahr 1964: 65 

im Rechnungsjahr 1965: 55 

im Rechnungsjahr 1966: 45 

im Rechnungsjahr 1967: 35 

im Rechnungsjahr 1968: 20 


Ab 1. April 1969 fällt die Leistung von Pausch- 
beträgen weg. 

(5) Die Pauschbeträge sind dem Saarland in 
monatlichen Teilbeträgen zu überweisen? das 
Saarland überweist die Pauschbeträge den Lan- 
des- und Bezirks-Fürsorgeverbänden und den 
gegebenenfalls sonst beteiligten Aufgabenträ- 
gern zur Deckung der von ihnen zu gewähren- 
den Leistungen der Kriegsfolgenhilfe. 


(6) Die Bundesregierung setzt die Höhe des 
dem Saarland nach den vorstehenden Bestim- 
mungen zustehenden Pauschbetrages nach An- 
hörung der Regierung des Saarlandes fest. Wird 
der Pauschbetrag bis zum 1. Januar 1960 nicht 
festgesetzt, so leistet der Bund monatlich Ab- 
schlagszahlungen in Höhe eines Zwölftels des 
voraussichtlichen Jahrespauschbetrages. 

(7) Führt die politische oder wirtschaftliche 
Entwicklung im Geltungsbereich des Gesetzes zu 
einer erheblichen Steigerung oder Minderung der 
im Absatz 1 bezeichneten Aufwendungen, sind 
die Pauschbeträge durch Rechts Verordnung der 
Bundesregierung, die der Zustimmung des Bun- 
desrates bedarf, dieser Änderung anzupassen." 

§ 2 

Geltung des Zweiten Überleitungsgesetzes 
im Saarland 

Von dem Zweiten Gesetz zur Überleitung von 
Lasten und Deckungsmitteln auf den Bund (Zweites 
Überleitungsgesetz) vom 21. August 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 774) treten im Saarland § 1 Abs. 2 
und 3, §§ 3 bis 6 und 9 bis 11 mit Wirkung vom 
1. Januar 1960 in Kraft. 

§ 3 

Aufwendungen 

für ehemalige Kriegsgefangene und Heimkehrer 

Der Bund übernimmt mit Wirkung vom 1. Januar 
1960 die Aufwendungen auf Grund des saarländi- 
schen Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes vom 
9. Juli 1956 (Amtsblatt des Saarlandes S. 1017) nach 
Maßgabe des § 45 des Kriegsgefangenenentschädi- 
gungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 8. Dezember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 908) und 
die Aufwendungen auf Grund des saarländischen 
Heimkehrergesetzes vom 9. Juli 1956 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 1013) in der Fassung des saarländi- 
schen Gesetzes zur Einführung des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
im Saarland vom 18. Juni 1958 (Amtsblatt des Saar- 
landes S. 1249), soweit sie nicht im Rahmen der 
Kriegsfolgenhilfe abgegolten werden. 

§ 4 

Einnahmen aus Finanzmonopolen und Steuern 

(1) Mit Wirkung vom Ablauf der Übergangszeit 
nach Artikel 3 des Saarvertrages vom 27. Oktober 
1956 (Bundesgesetzbl. II S. 1587) an stehen dem Bund 
die im Saarland anfallenden Erträge der Finanz- 
monopole und das Aufkommen der folgenden Steu- 
ern zu, soweit sie im Saarland erhoben werden: 

1. die Zölle, 

2. die der konkurrierenden Gesetzgebung 

unterworfenen Verbrauchsteuern mit Aus- 
nahme der Biersteuer, 

3. die Umsatzsteuer, 

4. die Beförderungsteuer, 

5. die einmaligen Vermögensabgaben und 

die zur Durchführung des Lastenausgleichs 
e rh oben en Ausgl e i chs abgab en , 
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6. der Bundesanteil an der Einkommensteuer 
und der Körperschaftsteuer. 

(2) Das Gesetz über den Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der französischen 
Republik zur Regelung der Saarfrage vom 22. De- 
zember 1956 (Bundesgesetzbl. II S. 1587) bleibt un- 
berührt. 

§ 5 

Sonstige Einnahmen und Ausgaben 

(1) Die Regelung des § 10 Nr. 1 des Gesetzes 
über die Eingliederung des Saarlandes vom 23. De- 
zember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 1011) gilt auch 
für die Zeit vom Ende der Übergangszeit nach 
Artikel 3 des Saarvertrages bis zum 31. Dezember 
1959, soweit nicht in diesem Gesetz oder in anderen 
Bundesgesetzen ein anderer Zeitpunkt für den Über- 
gang von Einnahmen oder Ausgaben auf den Bund 
vorgesehen wird. 

(2) Soweit das Saarland auf Grund anderer Ge- 
setze verpflichtet ist, bestimmte Lasten bis zum 
Ende der Übergangszeit nach Artikel 3 des Saar- 
vertrages zu tragen, gilt Absatz 1 entsprechend. 

§ 6 

Entschädigungslast 

nach dem Bundesentschädigungsgesetz 

(1) Die Regelung des § 3 Nr. 10 des saarländi- 
schen Gesetzes zur Einführung des Bundesentschädi- 
gungsgesetzes — * BEG — vom 6. Februar 1959 
(Amtsblatt des Saarlandes S. . . .) gilt auch für die 
Zeit vom Ende der Übergangszeit nach Artikel 3 des 
Saarvertrages bis zum 31. März 1961. 

(2) Der Bund erstattet dem Saarland die Hälfte 
der Entschädigungsaufwendungen in der Zeit vom 
1. Januar 1960 bis zum 31. März 1961. 

(3) Die Regelung des § 172 des Bundesentschädi- 
gungsgesetzes in der Fassung vom 29. Juni 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 562) tritt im Saarland mit Wir- 
kung vom 1. April 1961 in Kraft; mit Wirkung von 
diesem Zeitpunkt >an, wird in § 172 Abs. 1 hinter 
dem Wort „Rheinland-Pfalz" das Wort „Saarland" 
eingefügt. 

§ 7 

Übergangsbestimmungen 

(1) Soweit nach diesem Gesetz Einnahmen vom 
Saarland auf den Bund übergehen, stehen die von 
dem jeweils in Betracht kommenden Stichtag ab ein- 
gehenden Einnahmen dem Bund zu; die vor dem 
Stichtag eingehenden Einnahmen verbleiben dem 
Saarland. Die auf den Bund vom Stichtag ab über- 
gehenden Ausgaben sind für Rechnung des Bundes 
zu leisten, soweit sie vom Saarland bis zum Stich- 
tag noch nicht geleistet worden sind. 

(2) Wenn das Saarland vor dem Stichtag fällige 
Ausgaben bis zum Stichtag nicht geleistet hat, so 
hat es dem Bund die hierdurch entstehende Mehr- 
belastung zu erstatten. 

(3) Wenn das Saarland vor dem Stichtag Mittel 
aufgewendet hat, um die fristgerechte Leistung von 


Zahlungen für den auf den Stichtag folgenden Zeit- 
raum sicherzustellen, hat der Bund dem Saarland 
diese Mittel zu erstatten. 

(4) Die Abrechnungen der gemeinsamen Einnah- 
men und Ausgaben nach Artikel 16 und 17 des Saar- 
vertrages werden für Rechnung des Saarlandes vor- 
genommen. Die der Abrechnung der gemeinsamen 
Einnahmen und Ausgaben nicht mehr unterliegen- 
den Einnahmen aus den unter Artikel 16 des Saar- 
vertrages fallenden Steuern, die noch auf Grund des 
bis zum Ablauf der Übergangszeit geltenden Rechts 
nach dem Ablauf der Übergangszeit im Saarland 
anfallen, stehen dem Bund zu; die der Abrechnung 
nicht mehr unterliegenden Erstattungen aus diesen 
Steuern sind vom Bund zu leisten. Ebenso sind Er- 
stattungen auf Grund einer Rechtsverordnung des 
Bundesministers der Finanzen nach § 18 Abs. 1 Ziff. 2 
des Gesetzes über die Eingliederung des Saarlandes 
vom 23. Dezember 1956 vom Bund zu leisten. Die 
der Abrechnung nicht mehr unterliegenden Aus- 
gaben nach Artikel 16 Abs. 2 des Saarvertrages trägt 
das Saarland. 

(5) Die Resteinnahmen aus den mit dem Ablauf 
der Übergangszeit nach Artikel 3 des Saarvertrages 
wegfallenden, nicht unter Absatz 4 fallenden saar- 
ländischen Abgaben stehen dem Saarland auch inso- 
weit zu, als sie noch nach dem Ablauf der Über- 
gangszeit eingehen; nachträgliche Erstattungen aus 
diesen Steuern sind vom Saarland zu leisten. 

(6) Die Überleitung der für die Kriegsschäden- 
regelung im Saarland zweckgebundenen Landesmit- 
tel, insbesondere der Einnahmen aus der saarlän- 
dischen Gemeinschaftshilfeabgabe auf den Bund 
(Sondervermögen Ausgleichsfonds) wird gesondert 
geregelt. 

(7) Die saarländische Tabak- und Zündwaren- 
regie wird durch das Saarland abgewickelt. Einnah- 
men der Regie, die nach ihrer Aufhebung fällig 
werden, stehen dem Saarland zu. Ausgaben, die zur 
Abwicklung von Verpflichtungen der Regie zu 
leisten sind, trägt das Saarland. 

§ 8 

Finanzausgleich 

(1) Für die Zeit vom Ablauf der Übergangszeit 
nach Artikel 3 des Saar Vertrages bis zum 31. De- 
zember 1959 gewährt der Bund dem Saarland eine 
Finanzhilfe zum Ausgleich des durch den Übergang 
der in § 4 aufgeführten Einnahmen auf den Bund 
entstehenden Einnahmeausfalls. 

(2) Die auf Grund des § 10 Nr. 4 des Gesetzes 
über die Eingliederung des Saarlandes für das Rech- 
nungsjahr 1959 bewilligten Finanzhilfen bleiben 
unberührt. 

(3) Der Bund gewährt dem Saarland für die Zeit 
vom 1. Januar 1960 bis zum Ende des Rechnungs- 
jahres 1960 Finanzhilfen zur Deckung eines auf 
andere Weise nicht auszugleichenden Fehlbedarfs. 

(4) Das Gesetz über den Finanzausgleich unter 
den Ländern vom Rechnungsjahr 1958 an (Länder- 
finanzausgleichsgesetz 1958) vom 5. März 1959 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 73) ist erstmals für das Rechnungs- 
jahr 1961 auf das Saarland anzuwenden. 
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§ 9 

Geltung von Vorschriften des Dritten und Vierten 
Überleitungsgesetzes im Saarland 

§ 1 Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes (Drittes 
Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 1952 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1) und § 5 des Gesetzes zur Regelung 
finanzieller Beziehungen zwischen dem Bund und j 
den Ländern (Viertes Uberleitungsgesetz) vom 
27. April 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 189) treten im 
Saarland mit dem Ablauf der Übergangszeit nach 
Artikel 3 des Saarvertrages in Kraft. 

§ 10 

Auskunltspflicht 

Die zuständigen Behörden des Bundes und des 
Saarlandes sind verpflichtet, sich gegenseitig die zur 
Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Aus- 


] künfte zu erteilen und auf Verlangen die sachliche 
Richtigkeit der Auskünfte von der obersten Rech- 
nungsprüfungsbehörde bestätigen zu lassen. 

§ 11 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgeset- 
| zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
: im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
| dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Uberleitungsgesetzes, 

§ 12 

Inkrafttreten 

: Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 

j kiindung in Kraft. 


Begründung 


Mit dem Ablauf der Übergangszeit nach Artikel 3 
des Vertrages zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Französischen Republik zur Regelung 
der Saarfrage entfallen die durch den Vertrag be- 
gründeten finanzrechtlichen Beziehungen zwischen 
der französischen Republik und dem Saarland, die 
bisher der Einbeziehung des Saarlandes in das 
Finanzsystem des Bundes entgegengestanden haben. 
Das genaue Datum der Beendigung dieses Zeit- 
raums wird von den Regierungen der beiden Ver- 
tragspartner besonders festgesetzt, wird aber im 
Kalenderjahr 1959, spätestens am 31. Dezember 1959 
liegen. Gleichzeitig läuft die hierauf beruhende 
Übergangsregelung des § 10 des Gesetzes über die 1 
Eingliederung des Saarlandes vom 23. Dezember j 
1956 (BGBl. I S. 1011) aus. Damit gelten die finanz- 
verfassungsrechtlichen Vorschriften des Grundgeset- 
zes Artikel 105 bis 109 und 120 nach Ablauf der 
Übergangszeit gemäß § 1 Abs. 1 des Gesetzes über 
die Eingliederung des Saarlandes auch im Saarland. 
Es ist in diesem Zusammenhang notwendig, die auf 
Grund von Artikel 120 GG erlassenen gesetzlichen 
Vorschriften über die sachliche und zeitliche Ab- 
grenzung der vom Bund zu übernehmenden Lasten 
und Deckungsmittel auf das Saarland zu erstrecken 
und das Saarland in den Finanzausgleich unter den 
Ländern nach Artikel 107 Abs. 2 GG einzubeziehen. 
Der Umstand, daß das Saarland mehr als 9 Jahre 
später als die übrigen Bundesländer in das Finanz- 
system des Bundes einbezogen wird, und die beson- 
dere staatsrechtliche Stellung des Saarlandes vor 
der Einbeziehung bedingen Abweichungen von der 
allgemeinen Überleitung. Sie ermöglichen es, die 
bei der Überleitung der übrigen Länder gesammel- 
ten Erfahrungen im Interesse einer reibungslosen 
und möglichst einfachen Abwicklung zu verwerten. 
Der Gesetzentwurf stellt fest, daß die dem Bund 
nach Artikel 106 GG zustehenden Steuereinnahmen 
mit Wirkung vom Ablauf der Übergangszeit auf den 


Bund übergehen. Das materielle Steuerrecht des 
Bundes wird durch ein besonderes Gesetz gleich- 
zeitig eingeführt. 

Die unter Artikel 120 GG fallenden, im Ersten Uber- 
leitungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
' vom 28. April 1955 (BGBl. I S. 193) im einzelnen 
aufgeführten Lasten gehen dagegen aus Gründen 
der Zweckmäßigkeit erst mit Wirkung vom 1. Ja- 
nuar 1960 auf den Bund über. Das gleiche gilt grund- 
sätzlich für die sonstigen auf den Bund übergehen- 
den Einnahmen und Ausgaben, soweit nicht im Ein- 
zelfall durch Gesetz ein anderer Zeitpunkt vorge- 
sehen wird. 

Die auf den Bund übergehenden Lasten und Dek- 
kungsmittel werden grundsätzlich nach dem Kassen- 
prinzip übergeleitet, d. h. über die Zuordnung eines 
Einnahme- oder Ausgabenbetrages, zum Bundes- 
i oder Landeshaushalt entscheidet der Zeitpunkt des 
Eingangs der Einnahme oder der Leistung der Aus- 
gabe. Für bestimmte Fälle sind Ausnahmen vom 
Kassenprinzip vorgesehen, soweit dies für eine 
sinnvolle Abgrenzung geboten ist. 

Der zeitliche Unterschied zwischen dem Übergang 
der Steuereinnahmen und der Lasten macht einen 
Ausgleich durch eine besondere Finanzhilfe des 
Bundes erforderlich, die nach den durch den Über- 
gang der Steuerertragshoheit auf den Bund beding- 
ten Einnahmeausfälle des Saarlandes zu bemessen 
ist. 

Die Einbeziehung des Saarlandes in den Länder- 
finanzausgleich ist frühestens ein Jahr nach Ein- 
führung des Steuersystems des Bundes möglich. Es 
ist daher vorgesehen, daß das Länderfinanzaus- 
gleichsgesetz erstmals für das Rechnungsjahr 1961 
! auf das Saarland anzuwenden ist. Für das Rech- 
| nungsjahr 1960 kann dem Saarland im Bedarfsfall 
| eine allgemeine Finanzhilfe aus Bundesmitteln zum 
| Haushaltsausgleich gewährt werden. 
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Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich 
aus Artikel 107 und 120 GG. Das Gesetz bedarf da- 
nach der Zustimmung des Bundesrates. 

Die finanziellen Auswirkungen des Gesetzes für 
den Bund und das Saarland können im voraus nicht 
abgeschätzt werden, weil der Zeitpunkt für die Be- 
endigung der Übergangszeit noch nicht festliegt. 

Zu §1 

Allgemeines 

Durch § 1 werden die in Artikel 120 GG erwähnten 
inneren und äußeren Kriegsfolgelasten, soweit sie 
auch im übrigen Bundesgebiet vom Bund getragen 
werden, vom Saarland auf den Bund übernommen. 
Als Zeitpunkt für die Übernahme der nach dem 
Ersten Überleitungsgesetz in der Fassung vom 
28. April 1955 vom Bund zu tragenden Aufwendun- 
gen ist aus Gründen der Zweckmäßigkeit der 

1. Januar 1960 vorgesehen. Für die Zeit bis zum 
Ablauf des Kalenderjahres 1959, das zugleich das 
saarländische Haushaltsjahr 1959 ist, verbleiben die 
im Ersten Überleitungsgesetz aufgeführten Bundes- 
lasten beim Saarland. Die erforderlichen Mittel für 
die Zeit vom Ende der Übergangszeit bis zum 
31. Dezember 1959 werden dem Saarland durch die 
Finanzhilfe nach § 8 Abs. 1 des Gesetzes zugewie- 
sen. Die Abgrenzung der auf den Bund übergehen- 
den Lasten ist im § 7 des Gesetzes näher geregelt. 

Ziffer l 

Die Nichtanwendung der in Ziffer 1 aufgeführten 
Vorschriften des Ersten Überleitungsgesetzes beruht 
auf folgenden Gründen: 

1. § 1 Abs. 1 Ziff. 1 und 2 sowie die §§ 5 und 6 
enthalten Vorschriften über die Tragung der 
Besatzungs- und Besatzungsfolgekosten durch 
den Bund, die durch die Beendigung des Besat- 
zungsstatuts gegenstandslos geworden sind. Es 
kann darauf verzichtet werden, sie im Saarland 
in Kraft zu setzen. Eine gesetzliche Regelung der 
mit der Stationierung ausländischer Streitkräfte 
im Saarland zusammenhängenden finanziellen 
Fragen wird hierdurch nicht berührt. Das Gesetz 
über die Abgeltung von Besatzungsschäden vom 
1. Dezember 1955 (BGBl. I S. 734) wird im Saar- 
land gesondert eingeführt. 

2. § 1 Abs. 1 Ziff. 7 ist für das übrige Bundesgebiet 
durch die Vorschriften gemäß Artikel 131 GG 
abgelöst worden. Im Hinblick auf die in diesem 
Gesetz besonders geregelte abweichende Lasten- 
verteilung kann die Übernahme der in Ziffer 7 
angesprochenen Lasten auf den Bund nur im 
Zusammenhang mit der Einführung der Bundes- 
gesetze zu Artikel 131 GG geregelt werden, so 
daß im Zusammenhang dieses Gesetzes von der 
Einführung der Ziffer 7 im Saarland abzusehen 
war. 

3. § 3 enthält die Vorschrift über den Übergang 
der dem Bund nach Artikel 106 GG zustehenden 
Steuern. Der Übergang ist für das Saarland in 
§ 4 dieses Gesetzes besonders geregelt, so daß 
§ 3 des Dritten Überleitungsgesetzes entfällt. 


4. Die §§ 18 bis 20 regeln die Abgrenzung der auf 
den Bund von den übrigen Ländern übergegan- 
genen Kriegsfolgelasten. Die entsprechende Ab- 
grenzung ist in § 7 für den gesamten Anwen- 
dungsbereich des Gesetzes einheitlich geregelt, 
so daß eine besondere Überleitungsvorschrift für 
die unter Artikel 120 GG fallenden Lasten für 
das Saarland entbehrlich ist. 

Ziffer 2 

Die Kriegsfolgelasten gehen entsprechend der all- 
gemeinen Regelung in § 5 des Gesetzes erst mit 
Wirkung vom 1. Januar 1960 auf den Bund über. 
Es wird hierzu auf die Ausführungen im Abschnitt 
„Allgemeines" verwiesen. 

Ziffer 3 

Das Erste Überleitungsgesetz verweist an verschie- 
denen Stellen auf andere bundesrechtliche Vor- 
schriften, die zum Teil noch nicht in vollem Um- 
fang im Saarland eingeführt sind. In diesen Fällen 
treten im Saarland an die Stelle der bundesrecht- 
lichen Bestimmungen die entsprechenden Bestim- 
mungen des Landesrechts. 

Ziffer 4 

Die Neufassung entspricht inhaltlich der für das 
übrige Bundesgebiet geltenden Regelung über die 
Weitergeltung der materiellen Rechtsvorschriften. 
Der Wortlaut ist den besonderen Verhältnissen im 
Saarland angepaßt worden. 

Ziffer 5 

§ 17 regelt den Übergang der vom Bund nach Ar- 
tikel 120 GG zu tragenden Zuschüsse zu den Lasten 
der Sozialversicherung. Da der Bund nach Artikel 
120 GG diese Zuschüsse ohne Einschränkung zu 
tragen hat, enthält § 17 in der für das Saarland 
geltenden Fassung eine abschließende Aufzählung 
aller vom Bund zu übernehmenden Zuschüsse, so 
daß etwaige weitere, bisher vom Saarland gezahlte 
Zuschüsse mit dem 31. Dezember 1959 entfallen, 
wenn sie nicht durch ein besonderes Gesetz auf- 
rechterhalten werden. 

Im Hinblick darauf, daß die in § 17 des Ersten Über- 
leitungsgesetzes aufgeführten Zuschüsse in der 
Zwischenzeit größten Teils weggefallen sind, war 
eine Neufassung des § 17 für das Saarland er- 
forderlich. 

Die Übernahme der Zuschüsse zu den Rentenver- 
sicherungen der Arbeiter und Angestellten im Saar- 
land auf den Bund ab 1. Januar 1960 wird durch ein 
besonderes Gesetz geregelt. 

Die Zuschüsse des Saarlandes aus Anlaß der fikti- 
ven Nachversicherung von früheren Beschäftigten 
des öffentlichen Dienstes nach § 54 des saarländi- 
schen Gesetzes Nr. 351 vom 7. November 1952 in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Juli 1955 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 1088) sind keine Zu- 
schüsse zu den Lasten der Sozialversicherung im 
Sinne von Artikel 120 GG und daher im Zusammen- 
hang mit der Einführung der Bundesgesetze gemäß 
Artikel 131 GG zu berücksichtigen. 
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Ziffer 6 

§ 21 Abs. 1 Satz 1 ist für das Saarland der unter 
Ziffer 1 vorgesehenen Änderung von § 1 Abs. 1 
angepaßt worden. 

Ziffer 7 

§ 21a enthält in der für das übrige Bundesgebiet 
geltenden Fassung die Vorschriften über die Pau- 
schalierung der Kriegsfolgenhilfe. Diese Vorschrif- 
ten können im Saarland mit Rücksicht auf den 
späteren Zeitpunkt des Übergangs der Lasten nicht 
unverändert eingeführt werden. Die für das Saar- 
land geltende Fassung führt im Ergebnis zu einer 
der Regelung im übrigen Bundesgebiet entspre- 
chenden Pauschalierung der Kriegsfolgenhilfe. 

Der Bezugzeitraum für die Regelung des Grund- 
betrages ist möglichst nahe an den Zeitpunkt der 
Übernahme der Lasten auf den Bund herangerückt. 
Durch die vorzeitige Einführung der im übrigen 
Bundesgebiet geltenden Unterscheidung zwischen 
Kriegsfolgelasten und den übrigen Fürsorgeaufwen- 
dungen ist es technisch möglich geworden, die maß- 
gebenden Aufwendungen im Bezugszeitraum ohne 
unzumutbare Verwaltungsschwierigkeiten zu ermit- 
teln. Die für die Berechnung des Grundbetrages 
maßgebenden Aufwendungen in französischen Fran- 
ken sind zu dem amtlichen Umrechnungskurs beim 
Inkrafttreten des Gesetzes in Deutsche Mark um- 
zurechnen. Die Mehrbelastungen, die durch eine Er- 
höhung der Fürsorgerichtsätze infolge der Franken- 
abwertung im Dezember 1958 eintreten können, 
sind bei der Festsetzung des Grundbetrages zu 
berücksichtigen. Auf das in § 21 Abs. 3 letzter Satz 
in Verbindung mit § 20 des Ersten Überleitungs- 
gesetzes vorgesehene besondere Verfahren zur 
Überprüfung der Errechnung des Grundbetrages 
kann verzichtet werden. Es genügt die Bestimmung, 
daß die Errechnung des Grundbetrages durch den 
Bundesrechnungshof nachgeprüft wird. Eine Nach- 
prüfung ist im Hinblick darauf, daß der Grund- 
betrag die rechnungsmäßige Grundlage für die Be- 
messung der Bundesleistungen bis 1968 ist, erfor- 
derlich. 

Die Zahlung der Pauschbeträge ist ebenso wie im 
übrigen Bundesgebiet bis zum 31. März 1969 be- 
grenzt. Die für die Jahre 1960 bis 1968 als Pausch- 
beträge vorgesehenen Hundertsätze des Grund- 
betrages sind entsprechend der Bemessung für das 
übrige Bundesgebiet gestaffelt. Da der Pausch- 
betrag aber von einem späteren Bezugszeitraum 
ausgeht als im übrigen Bundesgebiet, ergeben sich 
für das Saarland rein zahlenmäßig andere Hundert- 
sätze. In § 21a Abs. 5 Satz 1 ist für das übrige 
Bundesgebiet eine besondere Überleitungsvorschrift 
vorgesehen, die erforderlich war, weil der Bund 
bis zur Pauschalierung die entsprechenden Auf- 
wendungen unmittelbar erstattet hat. Sie ist im 
Saarland entbehrlich, weil die unter die Pauschalie- 
rung fallenden Aufwendungen erst mit dem Beginn 
der Pauschalierung dem Bunde zur Last fallen. 

Der Pauschbetrag wird nach Anhörung des Saar- 
landes durch den Bundesminister des Innern im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen 


| im Verwaltungswege festgesetzt. Für das übrige 
! Bundesgebiet ist in § 21a Abs. 6 vorgesehen, daß 
der Pauschbetrag durch eine Rechtsverordnung mit 
; Zustimmung des Bundesrates festgesetzt wird. Im 
| Interesse der Verwaltungsvereinfachung wird in 
! bezug auf das Saarland auf den Erlaß einer beson- 
| deren Rechtsverordnung verzichtet, weil die Höhe 
des Grundbetrages im wesentlichen durch die ge- 
setzlichen Vorschriften bestimmt ist. Für den Fall, 
daß die endgültige Festsetzung des Pauschbetrages 
bis zum 1. Januar 1960 nicht möglich sein sollte, 
ist entsprechend der Regelung für das übrige 
Bundesgebiet vorgesehen, daß der Bund bis zur 
endgültigen Festsetzung vorläufige Abschlagszah- 
lungen in Höhe des voraussichtlichen Pausch- 
betrages leistet. 

Zu § 2 

Durch § 2 werden die Vorschriften über die Über- 
nahme von Versorgungslasten für ehemalige Reichs- 
bedienstete durch den Bund auf das Saarland er- 
streckt. Die Übernahme der Bezüge der aktiven 
Bediensteten der Bundesfinanzverwaltung wird be- 
sonders geregelt. 

Zu §3 

Der Bund übernimmt die Aufwendungen für ehe- 
malige Kriegsgefangene und Heimkehrer in dem- 
selben Umfang, wie diese Lasten im übrigen 
Bundesgebiet vom Bund getragen werden. Die hier- 
für zur Zeit noch maßgebenden saarländischen Ge- 
setze entsprechen im wesentlichen den bundes- 
gesetzlichen Regelungen. 

Zu § 4 

In § 4 wird entsprechend der Regelung für die 
übrigen Bundesländer in § 3 des Ersten Uberlei- 
tungsgesetzes der Zeitpunkt, von dem ab die in 
Artikel 106 Abs. 1 und 3 GG aufgeführten Einnah- 
men dem Bund zustehen, festgelegt. Diese Fest- 
legung dient der Klarstellung, weil die Kriegsfolge- 
lasten im Sinne von Artikel 120 GG nach § 1 des 
Gesetzes erst ab 1. Januar 1960 auf den Bund über- 
nommen werden und deshalb ohne besonderen 
gesetzlichen Vorbehalt aus Artikel 120 Abs. 2 GG 
geschlossen werden könnte, daß auch die im Saar- 
land anfallenden Bundessteuereinnahmen erst von 
dem gleichen Zeitpunkt ab dem Bund zustehen. Der 
aus Artikel 120 Abs. 2 GG herzuleitenden Verpflich- 
tung, die Lasten und Deckungsmittel gleichzeitig 
auf den Bund zu übernehmen, wird durch die in 
§ 8 Abs. 1 des Gesetzes vorgesehene Finanzhilfe 
des Bundes Rechnung getragen. 

Die Frage, wie die Abgrenzung der auf den Bund 
übergehenden Einnahmen im einzelnen zu regeln 
ist (Kassenprinzip oder Prinzip der haushaltswirt- 
schaftlichen Zugehörigkeit der Einnahmen), ist in 
§ 7 des Gesetzes besonders geregelt. 

Die in Artikel 106 Abs. 1 GG über den in § 4 ent- 
haltenen Katalog hinaus weiter aufgeführten Bun- 
dessteuern, das „Notopfer Berlin 11 und die Ergän- 
zungsabgabe zur Einkommensteuer und zur Kör- 
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perschaftsteuer brauchen in § 4 des Gesetzes nicht 
mit aufgeführt zu werden, weil das „Notopfer Ber- 
lin" inzwischen aufgehoben und die Ergänzungs- 
abgabe nicht eingeführt ist. 

Für den Übergang der Steuereinnahmen auf den 
Bund ist abweichend von der Regelung des Über- 
gangs der Lasten und der sonstigen Einnahmen be- 
reits der Tag nach Beendigung der Übergangszeit 
vorgesehen, weil dies dem nach Ablauf der Über- 
gangszeit uneingeschränkt geltenden Artikel 106 
GG entspricht und zudem wegen der zum gleichen 
Zeitpunkt vorgesehenen Einführung des Bundes- 
steuerrechts zweckmäßig ist. 

Die auf dem Saarvertrag beruhende Ertragshoheit 
über die bis zum Ende der Übergangszeit entstan- 
denen in Artikel 16 des Saarvertrages bezeichneten 
Abgaben wird durch § 4 nicht berührt. Wegen der 
noch nach dem Ende der Übergangszeit hieraus an- 
fallenden Einnahmen wird auf § 7 verwiesen. 

Zu § 5 

Nach § 10 Ziff. 1 des Gesetzes über die Einglie- 
derung des Saarlandes behält das Saarland bis zum 
Ende der Übergangszeit die in seinem Gebiet an- 
fallenden Einnahmen auch insoweit, als sie im 
übrigen Geltungsbereich des Grundgesetzes dem 
Bund zustehen. Nach der gleichen Vorschrift trägt 
das Saarland die in seinem Gebiet anfallenden 
Ausgaben auch insoweit, als sie im übrigen Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes vom Bund getra- 
gen werden. Um die Aufstellung und Durchführung 
des Haushaltsplanes für das Rechnungsjahr 1959 
angesichts der Unbestimmtheit des Tages der wirt- 
schaftlichen Eingliederung möglichst zweckmäßig 
zu gestalten, wird diese Regelung durch § 5 grund- 
sätzlich bis zum Ende dse Kalenderjahres 1959, das 
im Saarland zugleich das Rechnungsjahr ist, auf- 
rechterhalten. Ausnahmen können durch Bundes- 
gesetz vorgesehen werden. Die bedeutsamste Aus- 
nahme enthält § 4 dieses Gesetzes in bezug auf die 
Bundessteuereinnahmen. Die finanziellen Auswir- 
kungen dieser Ausnahme werden jedoch durch die 
Finanzhilfe nach § 8 Abs. 1 des Gesetzes ausge- 
glichen. 

§ 5 hat den Zweck, die Lastenverteilung, wie sie 
dem Haushalt des Saarlandes für das Jahr 1959 
zugrunde gelegt ist, bis zum Ende dieses Jahres 
aufrechtzuerhalten. Dies bedingt, daß bei der Ein- 
führung von Bundesrecht mit Wirkung vom Tage 
nach dem Ende der Übergangszeit im allgemeinen 
vorgesehen wird, daß gesetzlich vorgesehene Bun- 
desleistungen erst vom 1. Januar 1960 ab auf den 
Bund übernommen werden. Ausnahmen kommen 
in Betracht, soweit es sich um Aufgaben handelt, 
die während der Übergangszeit im Saarland noch 
nicht erfüllt worden sind. Als Beispiel ist insbeson- 
dere die Bundeswehrverwaltung zu nennen. 

Unter Absatz 2 fallen z. B. Art. 2 §§ 9 und 13 
des saarländischen Gesetzes Nr. 591 zur Einführung 
des Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungsge- 
setzes im Saarland vom 13. Juli 1957 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 779), Art. 2 §§ 9 und 14 des saar- 
ländischen Gesetzes Nr. 590 zur Einführung des An- 


■ gestelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes im 
i Saarland vom 13. Juli 1957 (Amtsblatt des Saar- 
: landes S. 789) und Art. 4 § 6 des saarländischen 

Gesetzes Nr. 635 zur Einführung des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes und des Knappschaftsrentenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes im Saarland vom 
18. Juni 1958 (Amtsblatt des Saarlandes S. 1099). 

| Zu § 6 

Nach § 3 Nr. 10 des saarländischen Gesetzes zur 
Einführung des Bundesentschädigungsgesetzes ist 
; die Aufbringung der Entschädigungsaufwendungen 
nach dem BEG für die Zeit nach dem Ende der 
I Übergangszeit einem Bundesgesetz Vorbehalten. 
§ 6 enthält diese noch ausstehende Regelung. Sie 
sieht vor, daß entsprechend der allgemeinen Über- 
leitungsregelung das Saarland die Entschädigungen 
| bis zum 31. Dezember 1959 noch in voller Höhe 
| trägt. Für die Zeit vom 1. Januar 1960 bis 31. März 
| 1961 erstattet der Bund dem Saarland entsprechend 
j der Regelung für die anderen Bundesländer die 
| Hälfte der Aufwendungen. Die Einbeziehung in den 
| Sonderlastenausgleich nach § 172 des Bundesent- 
; Schädigungsgesetzes ist in Übereinstimmung mit 
der Regelung für den allgemeinen Finanzausgleich 
I (§ 8) erst mit Wirkung vom 1. April 1961 vorge- 
sehen. 

i 

; Zu § 7 

! § 7 regelt im Zusammenhang mit dem Übergang 

■ von Lasten und Deckungsmitteln im einzelnen die 
! Abgrenzung zwischen den Einnahmen und Aus- 
' gaben des Bundes und des Saarlandes. Absatz 1 

sieht im Grundsatz die Anwendung des sogenann- 
ten Kassenprinzips vor: 

die haushaltsmäßige Zugehörigkeit der einzelnen 
Zahlungsvorgänge bestimmt sich nach dem Zeit- 
punkt des Eingangs der Einnahmen und dem der 
Leistung der Ausgaben. Es kommt also nicht darauf 
an, für welchen Zeitraum die einzelne Zahlung be- 
stimmt ist. 

Für die auf den Bund übergehenden Steuereinnah- 
men ist der Stichtag nach § 4 der Tag nach dem 
! Ende der Übergangszeit; für die auf den Bund über- 
' gehenden Lasten und die damit zusammenhängen- 
! den Verwaltungscinnahmen ist dagegen der Stich- 
| tag nach §§ 1 bis 3,5 und 6 der 1. Januar 1960. Zu 
: den Steuereinnahmen gehören auch die Zölle (§ 1 
j Abs. 1 Reichsabgabenordnung). 

j Die Absätze 2 und 3 enthalten allgemeine Aus- 
I nahmen vom Kassenprinzip. Danach hat das Saar- 
land dem Bund solche Ausgabenbeträge zu erstat- 
ten, die nach Absatz 1 nur deshalb vom Bund zu 
leisten waren, weil das Saarland fällige Beträge 
| nicht rechtzeitig gezahlt hat. Umgekehrt hat der 
| Bund dem Saarland die Mittel zu erstatten, die 
| bereits vor dem Stichtag geleistet werden mußten, 
um die fristgerechte Leistung von Zahlungen für 
den auf den Stichtag folgenden Zeitraum sicher- 
zustellen. Es ist hierbei vor allem an Gehaltszah- 
lungen gedacht, die bereits vor Beginn des jewei- 
I ligen Monats fällig werden. 
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Absatz 4 enthält die Ubergangsregelung für die 
Einnahmen und Ausgaben, die bisher nach Artikel 
16 und 17 des Saarvertrages dem Saarland und 
Frankreich gemeinsam zugestanden haben. Für die 
Abrechnung der gemeinsamen Einnahmen und 
Ausgaben verbleibt es bei der bisherigen Regelung, 
nach der die Einnahmen dem Saarland zufließen. 
Dies gilt auch für etwaige nach dem Ende der 
Übergangszeit vorzunehmende Abschlußabrech- 
nungen. Es werden aber bei den von saarländischen 
Behörden verwalteten, zu den gemeinsamen Ein- 
nahmen gehörenden Steuern nach der Abrechnung 
noch Restzahlungen aus der Zeit bis zum. Ende der 
Übergangszeit anfallen. Da es sich bei diesen Zah- 
lungen ihrer Art nach um Bundessteuern handelt, 
stehen diese Einnahmen dem Bund zu. Erstattungen 
bereits gezahlter Steuerbeträge, insbesondere die 
auf Grund der Ermächtigung in § 18 Abs. 1 Ziff. 2 
des Gesetzes über die Eingliederung des Saarlandes 
in Betracht kommenden, sind entsprechend der Er- 
tragshoheit des Bundes vom Bund zu leisten (z. B. 
bei der Mehrwertsteuer). 

Die mit dem Ablauf der Übergangszeit ersatzlos 
wegfallenden saarländischen Abgaben sollen aus 
Zweckmäßigkeitsgründen vom Saarland für eigene 
Rechnung abgewickelt werden. Dementsprechend ist 
in Absatz 5 vorgesehen, daß die nach dem Ablauf 
der Übergangszeit noch eingehenden Resteinnah- 
men aus solchen Steuern, z, B. der Transportmittel- 
steuer, der saarländischen Forstabgabe und der 
Mühlenabgabe, dem Saarland belassen werden. 

Die Überleitung der für die Kriegsschädenregelung 
im Saarland bestimmten Mittel auf den Lastenaus- 
gleichsfonds wird in Absatz 6 wegen des unmittel- 
baren Sachzusammenhangs dem Gesetz über die 
Durchführung des Lastenausgleichs im Saarland 
Vorbehalten. 

Die saarländische Tabak- und Zündwarenregie 
wird nach Ablauf der Übergangszeit aufgehoben. 
Da sie nicht auf den Bund überführt wird, muß die 
Abwicklung dieser saarländischen Einrichtung in 
Absatz 7 dem Saarland überlassen werden. 

Zu § 8 

In § 8 ist der Finanzausgleich zwischen dem Bund 
und dem Saarland sowie zwischen dem Saarland 
und den übrigen Bundesländern geregelt. 

In der Zeit bis zum 31. Dezember 1959 trägt das 
Saarland gern. §§ 1 bis 3,5 und 6 des Gesetzes noch 
die im Saarland anfallenden Bundeslasten, während 
die Bundessteuern bereits dem Bund zufließen. Aus 
diesem Grund ist für diese Zeit die Zahlung einer 
besonderen Finanzhilfe an das Saarland vorge- 
sehen, die einen Ausgleich für die im saarlän • 
dischen Haushalt 1959 entstehenden Einnahmeaus- 
fälle gewährt. Die Finanzhilfe soll das Saarland in 


die Lage versetzen, seinen Haushalt für das Jahr 
1959 im wesentlichen unverändert durchzuführen. Die 
nach § 10 Ziff. 4 des Gesetzes über die Einglie- 
derung des Saarlandes für das Rechnungsjahr 1959 
bereits bewilligten Finanzhilfen des Bundes werden 
durch den Ablauf der Übergangszeit nicht berührt. 

In der Zeit vom 1. Januar 1960 bis zum 31. März 
1961 gilt im Saarland bereits die gleiche Verteilung 
der Lasten und Deckungsmittel wie im übrigen 
Bundesgebiet. Für das Saarland können sich aber 
infolge der wirtschaftlichen Eingliederung beson- 
dere Haushaltsbelastungen ergeben, die auch für 
diesen Zeitraum noch eine Finanzhilfe des Bundes 
erforderlich machen. Insbesondere ist im Zusam- 
menhang hiermit die Frage der ungedeckten Haus- 
haltsfehlbeträge aus der Zeit vor dem 1. Januar 
1956 zu bereinigen. 

Mit dem Beginn des Rechnungsjahres 1961 enden 
die finanziellen Sonderregelungen für das Saarland. 
Das Saarland wird vom Rechnungsjahr 1961 ab auch 
in den Finanzausgleich unter den Ländern einbe- 
zogen. Eine sachliche Änderung des Länderfinanz- 
ausgleichsgesetzes 1958 ist hierzu nicht erforderlich. 
Eine frühere Einbeziehung in den Länderfinanzaus- 
gleich kommt im Hinblick auf die besonderen Über- 
gangsverhältnisse des Saarlandes im Rechnungsjahr 
1960, die einen zutreffenden Vergleich mit den 
übrigen Bundesländern ausschließen, nicht in Be- 
tracht. 

Zu § 9 

Durch § 9 werden Vorschriften des Dritten und 
Vierten Uberleitungsgesetzes, die auch für das 
Saarland Bedeutung haben, im Saarland in Kraft 
gesetzt. § 1 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
bestimmt u. a., daß für die Beziehungen des Landes 
Berlin zu den Bundesländern das Grundgesetz und 
das sonstige Bundesrecht Anwendung findet. In § 5 
des Vierten Überleitungsgesetzes ist die Abführung 
der Bundessteuern an die Bundeshauptkasse und 
die Abführung der Biersteuer an die obersten Fi- 
nanzbehörden der Länder geregelt. 

Zu § 10 

Die Vorschrift über die gegenseitige Auskunfts- 
pflicht entspricht der Regelung in § 6 des Vierten 
Überleitungsgesetzes. Sie stellt nur die Verpflich- 
tung des Bundes und des Saarlandes klar, sich ge- 
genseitig die erforderliche Hilfe für die ordnungs- 
gemäße Durchführung der finanziellen Überleitung 
aus Anlaß der wirtschaftlichen Eingliederung des 
Saarlandes zu leisten. 

Zu § 11 

§ 1 1 enthält die übliche Berlin-Klausel. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 17. April 1959 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 24. März 1959 — 12 — 35203 — 
2741/59 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 204. Sitzung am 17. April 1959 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 


Entwurf eines Gesetzes zur Überleitung von 
Lasten und Deckungsmitteln vom Saarland 
auf den Bund (Fünftes Überleitungsgesetz) 

wie aus der Anlage ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf 


Kaisen 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode Drucksache 1006 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 2 

a) In § 2 werden die Worte „Abs. 2 und 3" 
hinter § 1 gestrichen. 

Begründung 

Durch die Streichung der Worte „Abs. 2 und 
3" wird bewirkt, daß auch § 1 Abs. 1 des 
Zweiten Überleitungsgesetzes im Saarland 
eingeführt wird. Eine besondere Vorschrift 
über die Übernahme der Kosten der Bundes- 
finanzverwaltung ist erforderlich, weil das 
Finanzverwaltungsgesetz, abgesehen von den 
besonderen Vorschriften für den Oberfinanz- 
präsidenten, keine Kostenregelung enthält 
und das Gesetz über die Einführung des 
deutschen Rechts auf dem Gebiet der Steuern, 
Zolle und Finanzmonopole im Saarland das 
Finanzverwaltungsgesetz ohne Ergänzungen 
im Saarland einführt. 

b) § 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Die einmaligen Ausgaben für die Einrich- 
tung neuer Dienststellen der Bundesfinanz- 
verwaltung im Saarland werden auch in der 
Zeit vom Ablauf der Übergangszeit bis zum 
31. Dezember 1959 vom Bund getragen/' 

Begründung 

Der Zusatz ist erforderlich, um klarzustellen, 
daß die Kosten für die Neueinrichtung von 


Dienststellen der Bundesfinanzverwaltung 
(Zollämter) entsprechend der Regelung wäh- 
rend der Übergangszeit, auch soweit sie. in 
der Zeit vom Ende der Übergangszeit bis zum 
31. Dezember 1959 fällig werden, vom Bund 
getragen werden. 

2. Zu § 7 

a) In § 7 werden in Absatz 5 hinter dem Wort 
„stehen" die Worte „ — bei der Gemein- 
schaftshilfeabgabe mit der bisherigen Zweck- 
bindung — " eingefügt. 

b) § 7 Abs. 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) Die Überleitung der für die Kriegs- 
schädenregelung im Saarland zweckgebunde- 
nen Mittel auf den Bund (Sondervermögen 
Ausgleichsfonds) mit Wirkung vom 1. Januar 
1960 an wird gesondert geregelt." 

Begründung zu a) und b) 

Das Gesetz über die Einführung des Lastenaus- 
gleichsgesetzes im Saarland kann voraussicht- 
lich erst nach dem Inkrafttreten des vorliegen- 
den Gesetzes erlassen werden. Es ist daher er- 
forderlich, die Überleitung der für die Kriegs- 
schädenregelung zweckgebundenen Mittel bei 
Ablauf der Übergangszeit schon in dem vorlie- 
genden Gesetz zu regeln. 
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